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Urteil I ZR 113/13 des BGH vom 11.12.2014 

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gehört zu der in jeder Lage des 
Verfahrens und damit auch noch in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu 
prüfenden Sachurteilsvoraussetzung der ordnungsgemäßen Klageerhebung (§ 253 Abs. 
2 und 4, § 130 ZPO) grundsätzlich auch die Angabe der ladungsfähigen Anschrift des 
Klägers. Fehlt es daran, ist die Klage unzulässig, wenn die Angabe schlechthin und 
ohne zureichenden Grund verweigert wird (vgl. BGH, Urteil vom 9. Dezember 1987 IVb 
ZR 4/87, BGHZ 102, 332, 334 ff.; Urteil vom 17. März 2004 VIII ZR 107/02, NJW-RR 
2004, 1503; Urteil vom 19. März 2013 - VI ZR 93/12, NJW 2013, 1681 Rn. 12 mwN). 

Die Revisionserwiderung macht allerdings nicht geltend, die Voraussetzungen einer 
ordnungsgemäßen Klageerhebung hätten im dafür maßgeblichen Zeitpunkt der 
Erhebung der Klage im Dezember 2010 nicht vorgelegen. Es ist nicht ersichtlich, dass 
Schriftstücke des Gerichts wie etwa Ladungen oder Gerichtskostenrechnungen die 
Klägerin unter der angegebenen Anschrift nicht erreicht haben. Sollte die Vollstreckung 
aus einem gegen die Klägerin am 14. September 2011 vor dem Landgericht Hamburg 
erwirkten Versäumnisurteil zu einem von den Beklagten nicht genannten Zeitpunkt 
unter der von der Klägerin angegebenen Anschrift erfolglos geblieben sein, folgt daraus 
nicht, dass die für eine wirksame Klageerhebung erforderliche ladungsfähige Anschrift 
der Klägerin bereits im Zeitpunkt der Klageerhebung im vorliegenden Verfahren nicht 
gegeben war. Der mögliche Wegfall der ladungsfähigen Anschrift nach Klageerhebung 
hat auf die Zulässigkeit der Klage grundsätzlich keinen Einfluss (vgl. BGH, NJW 
2013, 1681 Rn. 13 mwN). Es sind auch keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass die 
Klägerin ihre Anschrift verbergen wollte, um sich negativen prozessualen Folgen zu 
entziehen (vgl. BGH, NJW 2013, 1681 Rn. 13). 

 

zu BGH-Urteil IVb ZR 4/87 siehe http://www.chillingeffects.de/brede3.pdf, Seite 2 

http://www.chillingeffects.de/brede3.pdf


Beschluss III ZB 50/07 des BGH vom 28.11.2007 

Die Angabe der ladungsfähigen Anschrift des Berufungsklägers in der 
Berufungsschrift ist nicht Zulässigkeitsvoraussetzung der Berufung (vgl. BGH, Urteil 
vom 11. Oktober 2005 - XI ZR 398/04 - NJW 2005, 3773). Es stellt sich jedoch als ein 
der Zulässigkeit entgegenstehendes rechtsmissbräuchliches Verhalten dar, wenn ein 
Kläger den Prozess aus dem Verborgenen führen will, um sich einer möglichen 
Kostenpflicht zu entziehen (vgl. BGH, Urteil vom 11. Oktober 2005 aaO; Urteil vom 17. 
März 2004 - VIII ZR 107/02 - NJW-RR 2004, 1503; BGHZ 102, 332, 336).  

Der Schluss, eine solche rechtsmissbräuchliche Absicht zur Führung des Prozesses aus 
dem Verborgenen zur Vereitelung der Inanspruchnahme wegen der entstandenen 
Kosten liege vor, ist gerechtfertigt, wenn trotz gerichtlicher Nachfrage nach der 
Anschrift des Berufungsklägers deren Mitteilung ohne hinreichende Angabe von 
Gründen verweigert wird (vgl. BGH, Urteil vom 11. Oktober 2005 aaO). Der Angabe 
der ladungsfähigen Anschrift eines Klägers können im Einzelfall unüberwindliche oder 
nur schwer zu beseitigende Schwierigkeiten oder schutzwürdige Geheimhaltung-
sinteressen entgegenstehen. Solchen Schwierigkeiten muss das Verfahrensrecht 
Rechnung tragen. In derartigen Fällen ist aber wenigstens zu fordern, dass dem 
Gericht die insoweit maßgebenden Gründe unterbreitet werden, damit es prüfen kann, 
ob ausnahmsweise auf die Mitteilung der ladungsfähigen Anschrift verzichtet werden 
kann (vgl. BGHZ aaO). 

Nach diesen Maßstäben ist das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei davon ausgegangen, 
dass eine rechtsmissbräuchliche Rechtsverfolgung des Klägers vorliegt. Er hat keine 
hinreichenden Gründe dafür angegeben, dass er seinen Aufenthaltsort bzw. seine 
ladungsfähige Anschrift nicht mitteilt. Soweit er sich mit der Rechtsbeschwerde darauf 
beruft, dass er aus Sicherheitsgründen dem Gericht die ladungsfähige Anschrift nicht 
mitteilen könne, sondern nur sein Prozessbevollmächtigter diese habe, ist dies als 
Erklärung unzureichend. Es ist nicht ersichtlich, warum er durch die Angabe seiner 
ladungsfähigen Anschrift in der Bundesrepublik im hiesigen Zivilverfahren seine 
Sicherheit in Pakistan gefährden könnte. Dabei ist in den Blick zu nehmen, dass seine 
Anschrift nicht in öffentlicher Sitzung mitgeteilt würde, sondern allein den 
Prozessbeteiligten zur Kenntnis gelangen würde. 



Urteil VIII ZR 107/02 des BGH vom 17.03.2004 

Enthält schon die Klageschrift keine ladungsfähige Anschrift, ist die Klage nach 
herrschender Meinung jedenfalls dann unzulässig, wenn die Angabe ohne weiteres 
möglich ist und kein schützenswertes Interesse entgegensteht (BGHZ 102, 332, 334 ff. = 
ZZP 101, 457 mit ablehnender Anmerkung Zeiss; vgl. BGH, Urteil vom 31. Oktober 
2000 - VI ZR 198/99, NJW 2001, 885 unter II, 3 b aa; BVerwG, NJW 1999, 2608, 2609; 
BFH, NJW 2001, 1158). Es fehlt an der Zulässigkeitsvoraussetzung einer 
Ordnungsmäßigkeit der Klageerhebung im Sinne des § 253 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 ZPO in 
Verbindung mit § 130 Nr. 1 ZPO. Obwohl die in § 253 Abs. 4 ZPO in Bezug 
genommene Bestimmung des § 130 Nr. 1 ZPO grundsätzlich nur eine Soll-Vorschrift 
darstellt, ist hieraus angesichts der Bedeutung der Klageschrift für den Gang des 
Verfahrens ein zwingendes Erfordernis für diesen den Rechtsstreit einleitenden Schrift-
satz zu entnehmen. Auch wenn mit dem Erfordernis der Angabe einer ladungsfähigen 
Anschrift in der Klageschrift Anforderungen gestellt werden, die über die ausdrücklich 
im Gesetz geregelten Zulässigkeitsvoraussetzungen hinausgehen, ist dies grundsätzlich 
von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden (BVerfG, Beschluß vom 2. Februar 1996 - 
I BvR 2211/94, NJW 1996, 1272). In einem solchen Fall gibt der Kläger, wenn er nicht 
triftige Gründe für die Vorenthaltung seiner Adresse anführen kann, zu erkennen, daß 
er den Prozeß aus dem Verborgenen führen will, um sich einer möglichen Kostenpflicht 
zu entziehen; dies wäre rechtsmißbräuchlich (BGHZ 102, 332, 336). 

Wird dagegen eine in der Klageschrift angegebene ladungsfähige Anschrift im Laufe 
des Prozesses unrichtig und bringt der anwaltlich vertretene Kläger eine neue 
ladungsfähige Anschrift nicht bei, darf die Klage nicht aus diesem Grund allein als 
unzulässig abgewiesen werden. Eine gesetzliche Grundlage hierfür besteht nicht. Mit 
der Angabe der ladungsfähigen Anschrift in der Klageschrift hat der Kläger die 
Anforderungen an die Bezeichnung seiner Person nach §§ 253 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4, 130 
Nr. 1 ZPO erfüllt. Die Prozeßvoraussetzung einer ordnungsgemäßen Klageerhebung, 
die ihrer Natur nach nur die Einleitung des Verfahrens betrifft, ist damit gegeben. Der 
Kläger hat zugleich zum Ausdruck gebracht, daß er sich nachteiligen Kostenfolgen im 
Falle des Unterliegens stellt. 



Beschluss XII ZB 46/08 des BGH vom 01.04.2009 

Im Ansatz zutreffend ist das Oberlandesgericht allerdings davon ausgegangen, dass 
die ladungsfähige Anschrift des Beschwerdeführers in der Beschwerdeschrift nicht 
Zulässigkeitsvoraussetzung des Rechtsmittels ist (BGH Urteil vom 11. Oktober 2005 - 
XI ZR 398/04 - FamRZ 2006, 116; Senatsurteil BGHZ 102, 332, 333 f. = FamRZ 1988, 
382). Dies geht über das Erfordernis, dass eine Rechtsmittelschrift ergeben muss, für 
und gegen wen das Rechtsmittel eingelegt wird, hinaus, da die Anschrift einer Partei 
grundsätzlich nicht notwendig ist, um ihre Parteirolle in der Rechtsmittelinstanz zu 
bestimmen. 

Anders ist die Situation dagegen für die Frage zu beurteilen, ob eine ordnungsgemäße 
Klageerhebung bei fehlenden Angaben zur ladungsfähigen Anschrift des Klägers 
vorliegt. Die Klageschrift ist Anlass und Voraussetzung für das gerichtliche Verfahren 
und soll für dieses eine möglichst sichere Grundlage schaffen. Die Angabe der Anschrift 
des Klägers ist im reinen Parteiprozess schon deswegen geboten, weil er sonst nicht zu 
den Gerichtsterminen geladen werden kann, zu denen er, wie § 330 ZPO zeigt, 
grundsätzlich erscheinen muss. Aber auch dann, wenn der Kläger durch einen 
Prozessbevollmächtigten vertreten ist, kann auf die Angabe seiner ladungsfähigen 
Anschrift nicht verzichtet werden. Da mit dem Betreiben des Prozesses nachteilige 
Folgen verbunden sein können, wie insbesondere die Kostenpflicht im Falle des 
Unterliegens, wird dadurch dokumentiert, dass er sich diesen möglichen Folgen stellt. 
Auch muss er bereit sein, persönlich in Terminen zu erscheinen, falls das Gericht dies 
anordnet (vgl. §§ 141, 279 Abs. 1, 445 ff. ZPO; vgl. Senatsurteil BGHZ 102, 332, 334 f.). 

Wird allerdings - wie im vorliegenden Fall - eine in der Klage- bzw. Scheidungs-
antragsschrift angegebene ladungsfähige Anschrift erst im Laufe des Prozesses 
unrichtig und bringt der anwaltlich vertretene Kläger eine neue ladungsfähige 
Anschrift nicht bei, darf die Klage nicht allein aus diesem Grund als unzulässig 
abgewiesen werden. Eine gesetzliche Grundlage hierfür besteht nicht. Vielmehr hat der 
Kläger mit der Angabe der ladungsfähigen Anschrift in der Klageschrift die 
Anforderungen an die Bezeichnung seiner Person nach §§ 253 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4, 130 
Nr. 1 ZPO erfüllt. Die Prozessvoraussetzung einer ordnungsgemäßen Klageerhebung, 
die ihrer Natur nach nur die Einleitung der Klage betrifft, ist damit gegeben. Der 
Kläger hat zugleich zum Ausdruck gebracht, dass er sich nachteiligen Folgen im Fall 
des Unterliegens stellt (BGH Urteil vom 17. März 2004 - VIII ZR 107/02 - NJW-RR 
2004, 1503 f.).  

Ungeachtet dessen kann es sich als ein der Zulässigkeit entgegenstehendes 
rechtsmissbräuchliches Verhalten darstellen, wenn ein Kläger den Prozess aus dem 
Verborgenen führen will, um sich einer möglichen Kostenpflicht zu entziehen. Der 
Schluss, eine solche rechtsmissbräuchliche Absicht liege vor, kann auch dann 
gerechtfertigt sein, wenn trotz gerichtlicher Anfrage nach der Anschrift des 
Berufungsklägers deren Mitteilung ohne hinreichende Angabe von Gründen verweigert 
wird (BGH Beschluss vom 28. November 2007 - III ZB 50/07). 



Urteil XI ZR 398/04 des BGH vom 11.10.2005 

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGHZ 65, 114, 117) und des 
Bundesarbeitsgerichts (NJW 1987, 1356 f.) ist eine Rechtsmittelschrift auch dann 
ordnungsgemäß, wenn sie die ladungsfähige Anschrift des Rechtsmittelbeklagten oder 
seines Prozessbevollmächtigten nicht enthält, obgleich dadurch die alsbaldige 
Zustellung nach § 521 Abs. 1 ZPO erschwert wird. Entsprechendes gilt nach - soweit 
ersichtlich - einhelliger Meinung, wenn in der Rechtsmittelschrift die ladungsfähige 
Anschrift des Berufungsklägers fehlt (BGHZ 102, 332, 333 f.; Zöller/Gummer/Heßler, 
ZPO 25. Aufl. § 519 Rdn. 30a; Musielak/Ball, ZPO 4. Aufl. § 519 Rdn. 6; 
MünchKommZPO/Rimmelspacher, 2. Aufl. Aktualisierungsband § 519 Rdn. 15; 
Baumbach/Lauterbach/ Albers/Hartmann, ZPO 63. Aufl. § 519 Rdn. 25; 
Stein/Jonas/Grunsky, ZPO 21. Aufl. § 518 Rdn. 18; Rosenberg/Schwab/Gottwald, 
Zivilprozessrecht 15. Aufl. S. 821). Der in § 519 Abs. 4 ZPO enthaltene Verweis auf - 
unter anderem - die Sollvorschrift des § 130 Nr. 1 ZPO ändert nichts. 

Der Hinweis des Berufungsgerichts, ohne Angabe der ladungsfähigen Anschrift des 
Klägers liege grundsätzlich keine ordnungsgemäße Klageerhebung im Sinne des § 253 
Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 i.V. mit § 130 Nr. 1 ZPO vor (BGHZ 102, 332, 336; BGH, Urteil 
vom 17. März 2004 - VIII ZR 107/02, WM 2004, 2325, 2326), entsprechendes müsse für 
eine Berufung ohne Angabe der Anschrift des Berufungsklägers gelten, geht fehl. Bei 
einer Klage gibt der Kläger, wenn er nicht triftige Gründe für die Vorenthaltung seiner 
Adresse anführen kann, zu erkennen, dass er den Prozess aus dem Verborgenen führen 
will, um sich einer möglichen Kostenpflicht zu entziehen; dies wäre rechts-
missbräuchlich (BGHZ 102, 332, 336). Diese Grundsätze lassen sich auf den hier 
vorliegenden Fall nicht übertragen. Die Einlegung der Berufung ohne Angabe einer 
ladungsfähigen Anschrift der Beklagten als Berufungsklägerin rechtfertigt 
grundsätzlich nicht die Annahme, sie wolle fortan das Verfahren aus dem Verborgenen 
führen, um sich einer möglichen Kostenpflicht zu entziehen. 

 

Urteil VI ZR 93/12 des BGH vom 19.03.2013 

Der Kläger muss in der Klageschrift grundsätzlich eine ladungsfähige Anschrift 
angeben, weil hierdurch seine Bereitschaft dokumentiert wird, auf Anordnung des 
Gerichts persönlich zu erscheinen, und gewährleistet ist, dass er den Prozess nicht aus 
dem Verborgenen führt, um sich eventueller nachteiliger Folgen, insbesondere der 
Kostenpflicht im Fall des Unterliegens, zu entziehen (BGH, Urteile vom 9. Dezember 
1987 - IVb ZR 4/87, BGHZ 102, 332, 335 f.; vom 17. März 2004 - VIII ZR 107/02, 
NJW-RR 2004, 1503; Beschluss vom 1. April 2009 - XII ZB 46/08, NJW-RR 2009, 1009 
Rn. 11). 

Auf dieser Grundlage hat das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei keinen Mangel der 
Klageschrift angenommen, der zur Unzulässigkeit der Klage führt. Es hat ausgeführt, 
es seien keine Anhaltspunkte ersichtlich, dass gerichtliche Schriftstücke, insbesondere 
Ladungen, den Kläger unter der angegebenen Anschrift nicht erreicht hätten. 


